
 
 

SPRECHZEITEN 
 

Objekt Schloßgasse 19 
Hauptamt   Tel. 03643/8311-0  
Do 09.00-12.00 Uhr 13.00-18.00 Uhr o. nach Vereinb. 
 
 

Objekt Schloßgasse 22 (Fax: 03643/831151) 
 

Bauamt    Tel. 03643/831150 
Finanzen   Tel. 03643/831170 
Do 09.00-12.00 Uhr 13.00-18.00 Uhr o. nach Vereinb. 

SPRECHZEITEN 
 

Objekt Schloßgasse 19 
Ordnungsamt   Tel. 03643 / 831110 
Do 09.00-12.00 Uhr 13.00-18.00 Uhr o. nach Vereinb. 
 

Einwohnermeldeamt  Tel. 03643 / 831116 
Mo 13.00 - 16.00 Uhr 
Di 09.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 16.00 Uhr 
Do 09.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 18.00 Uhr 
Fr 08.00 - 10.00 Uhr 
 

Standesamt   Tel. 03643 / 831114 
Mo 08.00 - 12.00 Uhr Di 08.00 - 12.00 
Uhr 
Do 13.00 - 17.30 Uhr Fr 08.00 - 10.00

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Amtlicher Teil 
Bekanntmachung 

Nachfolgend wird die 2. Satzung der Gemeinde Nohra zur Änderung der Hauptsatzung bekanntgemacht. 
Die Satzung wurde vom Gemeinderat am 11.03.2004 beschlossen und der Kommunalaufsicht am 15.03.2004  angezeigt. Mit 
Schreiben vom 17.03.2004 erteilte die Kommunalaufsicht die Eingangsbestätigung gem. § 21 Abs. 3 ThürKO und stimmte 
einer vorfristigen Bekanntmachung vor Ablauf der Monatsfrist zu. 
 
 
 
 

 
 
 
 

Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Grammetal
Der Geltungsbereich umfaßt die Mitgliedsgemeinden:  

Gemeinden Bechstedtstraß, Daasdorf a.B., Gutendorf, Hopfgarten, Isseroda, Mönchenholzhausen,
Niederzimmern, Nohra, Ottstedt a.B., Troistedt, Utzberg

27.03.2004                                              Nr. 03a/2004                                               10.Jahrgang
Sonderausgabe für die Gemeinde Nohra

Amtlicher Teil
Verwaltungsgemeinschaft Grammetal * Schloßgasse 19 *  99428 Isseroda Tel. 03643/83110 * Fax 03643/831121

Internet: http://www.weimar-umland.de

Impressum: 
Herausgeber/Druck: Verwaltungsgemeinschaft Grammetal, Schloßgasse 19, 99428 Isseroda 
Erscheinungsweise: jeden 2. Samstag im Monat, bzw. nach Bedarf  
Verantwortlich für den Inhalt: 
- für den amtlichen/nichtamtlichen Teil: die Verwaltungsgemeinschaft Grammetal bzw. jeweilige Kommune 
- für den öffentlichen – und Anzeigenteil: der jeweilige Inserent 
Bezugsbedingungen: 
- Verteilung kostenlos an alle Haushalte im Bereich der Verwaltungsgemeinschaft Grammetal 
- Extra-Bestellung (Einzelbezug) des Amtsblattes zum Stückpreis  von 0,50 € + Porto bei: 
  VG Grammetal, Schloßgasse 19, 99428 Isseroda 

Die nächste Ausgabe 
erscheint am 10.04.2004 

 

 
 

Redaktionsschluß: 31.03.2004 

Gemeinde Nohra mit den Ortsteilen Ulla und Obergrunstedt 
99428 Nohra * Herrenstr. 34 * Tel. 03643/825224 

Sprechzeiten des Bürgermeisters: Di 16.00 – 18.00 Uhr 

KOB Herr Friedmann  Tel. 03643/772148 
Do 15.00 – 17.00 Uhr  sowie nach Vereinbarung

Schiedsstelle der VG 
Schiedsfrau/-mann  zuständig für         Anfragen über 
Frau Stanke  Daasdorf a.B., Hopfgarten, Niederzimmern, Ottstedt a.B., Utzberg   Tel.-Nr. 036203/51263 

⇒ Sprechzeit: nach tel. Vereinbarung 
Herr Hornbogen  Nohra und Ortsteile, Isseroda, Troistedt      Tel.-Nr. 03643/825034 

⇒ Sprechzeit: nach tel. Vereinbarung im Bürgerhaus Ulla 
Herr Nolte  Mönchenholzhausen und Ortsteile, Gutendorf, Bechstedtstraß   Tel.-Nr. 036203/91300 

⇒ Sprechzeit: nach tel. Vereinbarung 
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2. Satzung der Gemeinde Nohra zur Änderung der Hauptsatzung 
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - 
ThürKO) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28.01.2003 (GVBl. S. 41) erläßt die Gemeinde Nohra folgende 
Satzung: 
 

§ 1 
Die Hauptsatzung der Gemeinde vom 08.12.98, veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 12/98 am 12.12.98, zuletzt geändert durch die 
1. Änderungssatzung vom 10.08.99, bekanntgemacht im Amtsblatt (Grammetalbote) am 14.08..99, wird wie folgt geändert: 
 
1.  § 3 erhält folgende Fassung: 

§ 3 
Ortsteile, Ortschaften 

(1) Das Gemeindegebiet gliedert sich in folgende Ortsteile: 
 1. Nohra 
 2. Obergrunstedt 
 3. Ulla 
(2) Folgende Ortsteile erhalten eine Ortschaftsverfassung: 
 Nohra 
 Obergrunstedt 
 Ulla 
(3) In den im Absatz 2 aufgeführten Ortschaften werden der Ortsbürgermeister und der Ortschaftsrat gewählt. 
(4) Der Ortsbürgermeister ist Ehrenbeamter der Gemeinde und wird nach den für die Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeisters 
geltenden Bestimmungen des Thüringer Kommunalwahlgesetzes für die Dauer der gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderates 
gewählt. 
(5) Der Ortschaftsrat wird ebenfalls für die Dauer der gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderates gebildet. Er besteht aus dem 
Ortsbürgermeister und den weiteren Mitgliedern des Ortschaftsrats. 
(6) Die Wahl der weiteren Mitglieder des Ortschaftsrats erfolgt nach den folgenden Regelungen: 

a) Für das aktive und passive Wahlrecht gelten die Bestimmungen des Thüringer Kommunalwahlgesetzes und der 
Thüringer Kommunalwahlordnung in der jeweils geltenden Fassung entsprechend, wobei an die Stelle des Begriffes 
"Gemeinde" der Begriff "Ortschaft" tritt. 

b) Die Wahl der weiteren Mitglieder des Ortschaftsrats erfolgt durch eine Bürgerversammlung. Die Bürgerversammlung 
ist durch den Bürgermeister spätestens zwei Wochen vor der Bürgerversammlung einzuberufen. Die Einberufung 
geschieht dadurch, dass den Bürgern Ort, Zeit und Tagesordnung (Wahl der weiteren Ortschaftsratsmitglieder) der 
Bürgerversammlung und die Notwendigkeit, Wahlvorschläge schriftlich einzureichen, durch ortsübliche 
Bekanntmachung mitgeteilt wird. Jeder Wahlberechtigte ist darüber hinaus durch die Gemeinde schriftlich von der 
Wahl, dem Wahlort und dem Wahlzeitpunkt zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung hat die Aufforderung zu 
beinhalten, dass sie zur Wahl mitzubringen ist. 

c) Zu Beginn der Bürgerversammlung haben sich die Bürger, die sich am Wahl-verfahren beteiligen wollen, 
unterschriftlich in ein Wählerverzeichnis der Ortschaft einzutragen, das durch die Gemeinde am Wahlort auszulegen 
ist. An der Bürgerversammlung dürfen nur Wahlberechtigte (Buchstabe a) teilnehmen. 

d) Der Bürgermeister leitet die Vorbereitung und Durchführung der Ortschaftsratswahlen (Wahlleiter). Er wird hierbei 
von Gemeindebediensteten unterstützt. 

e) Der Wahlleiter fordert in der Bürgerversammlung zum Vorschlag von Bewerbern auf. Jeder Bürger ist 
vorschlagsberechtigt. Er kann höchstens so viele Personen vorschlagen, wie weitere Ortschaftsratsmitglieder zu 
wählen sind. Der Vorschlag muss schriftlich erfolgen und den Nachnamen, Vornamen und den Beruf enthalten. Er 
bedarf vor Beginn der Stimmabgabe der Einwilligung des Vorgeschlagenen. Ist dieser nicht anwesend, so muss dem 
Wahlleiter eine schriftliche Einwilligungserklärung vorliegen. 

f) Die Wahl ist geheim. Jeder Wahlberechtigte hat so viele Stimmen, wie weitere Ortschaftsratsmitglieder zu wählen 
sind. Er kann jedoch jedem Bewerber nur eine Stimme geben. 

g) Nach Abschluss des Vorschlagsverfahrens ruft der Wahlleiter die Namen und den Beruf der zur Wahl vorgeschlagenen 
Personen, die dem Vorschlag ihrer Person zugestimmt haben (Bewerber), in der Reihenfolge auf, wie sie sich aus dem 
Wählerverzeichnis ergibt. Wurden weniger als doppelt so viele Bewerber vorgeschlagen, als Mitglieder zu wählen 
sind, kann jeder Bürger auch andere nach Buchstabe a wählbare Personen mit Nachnamen, Vornamen und Beruf in den 
Stimmzettel eintragen und damit wählen. Hierauf hat der Wahlleiter hinzuweisen. Der Bürger erhält einen amtlichen 
Stimmzettel, nachdem er seine Wahlbenachrichtigung vorgelegt oder sich über seine Person ausgewiesen hat. Er begibt 
sich dann in die Wahlkabine, trägt dort auf seinem Stimmzettel von ihm gewählte Bewerber mit Nachnamen, 
Vornamen und gegebenenfalls Beruf ein und faltet den Stimmzettel so, dass bei der Stimmabgabe für andere Personen 
nicht zu erkennen ist, wie er gewählt hat. Der Wahlleiter stellt den Namen des Wählers im Wählerverzeichnis sowie 
seine Wahlberechtigung fest.  
Der Wähler legt danach den gefalteten Stimmzettel in die Wahlurne. Die Stimmabgabe wird im Wählerverzeichnis 
vermerkt.  
Hinsichtlich der Ungültigkeit von Stimmen und Stimmzetteln gilt § 19 Abs. 3 ThürKWG entsprechend. 

h) Gewählt sind die Bewerber bzw. wählbaren Personen in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los. 
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i) Das Ergebnis der Wahl wird in der Bürgerversammlung vom Wahlleiter bekannt gegeben. 
(7) Der Ortschaftsrat wählt aus seiner Mitte einen  Stellvertreter des Ortsbürgermeisters. 
 
2.  § 4 erhält folgende Fassung: 

§ 4 
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid 

(1) Die Bürger können über eine wichtige Angelegenheit im eigenen Wirkungskreis der Gemeinde einen Bürgerentscheid 
beantragen (Bürgerbegehren). Für die Antragsberechtigung gilt § 1 des Thüringer Kommunalwahlgesetzes in der jeweils 
geltenden Fassung entsprechend. Der schriftlich bei der Gemeindeverwaltung einzureichende Antrag muss ein bestimmtes, 
nach den gesetzlichen Vorschriften zulässiges Begehren, eine Begründung und einen nach den gesetzlichen Vorschriften 
durchführbaren Vorschlag für die Deckung der Kosten der verlangten Maßnahme enthalten und den Antragsteller sowie zwei 
weitere Bürger mit Name und Anschrift nennen, die berechtigt sind, die Unterzeichnenden gemeinsam zu vertreten. Das 
Begehren muss in knapper Form so formuliert sein, dass es bei einer Abstimmung mit "Ja" oder "Nein" beantwortet werden 
kann. Dem Antragsteller und den weiteren vertretungsberechtigten Personen kann die Gelegenheit gegeben werden, den Antrag 
in einer Sitzung des Gemeinderates zu erläutern. Die Gemeindeverwaltung prüft den Antrag und entscheidet innerhalb von vier 
Wochen über den Antrag auf Zulassung des Begehrens und den Beginn der Sammlungsfrist, die acht Wochen beträgt. Die 
Entscheidung der Gemeindeverwaltung ist dem Antragsteller und den weiteren vertretungsberechtigten Personen zuzustellen.  
Die Sammlungsfrist ist mit dem vollständigen Text des Bürgerbegehrens rechtzeitig vor dem Beginn der Sammlungsfrist 
ortsüblich bekannt zu machen. 
(2) Nach Zulassung des Bürgerbegehrens fertigt der Antragsteller Eintragungslisten mit folgendem Inhalt, der Gegenstand der 
Unterzeichnung sein muss: 
1. voller Wortlaut des Begehrens in der Form des Abs. 1 Satz 4, 
2. Begründung des Begehrens, 
3. Vorschlag zur Deckung der Kosten, 
4. Name und Anschrift des Antragstellers und der weiteren vertretungsberechtigten Personen, 
5. Hinweis an die sich Eintragenden, dass sie mit ihrer Unterschrift darin einwilligen, dass ihre Daten von anderen an den 
Zielen des Bürgerbegehrens interessierten Personen eingesehen werden können. 
Die Eintragungslisten können doppelseitig gestaltet sein, wenn die Rückseite als Fortsetzung des Textes der Vorderseite 
eindeutig erkennbar ist. Sie sollen eine Spalte für amtliche Prüfvermerke enthalten.  
(3) Bürger, die das Bürgerbegehren unterstützen, tragen persönlich und handschriftlich in der Eintragungsliste neben ihrer 
Unterschrift deutlich lesbar ihren Vor- und Nachnamen, ihre Anschrift (Gemeinde, Straße, Haunummer), ihr Geburtsdatum und 
das Datum der Unterschriftsleistung ein. Die Eintragungen sind innerhalb einer Eintragungsliste fortlaufend zu nummerieren. 
Eintragungen von Bürgern, die am letzten Tag der Sammlungsfrist nach den Bestimmungen des Thüringer 
Kommunalwahlgesetzes in der jeweils geltenden Fassung nicht wahlberechtigt sind, bei denen das Datum und die Unterschrift 
fehlt oder die eingetragenen Personen nicht eindeutig identifizierbar sind, sind ungültig. Doppel- und Mehrfacheintragungen 
gelten als eine Eintragung. Eintragungen können bis zum Tag vor der Zulässigkeitsentscheidung durch den Gemeinderat durch 
schriftliche Erklärung zurückgenommen werden. Für die Rechtzeitigkeit des Widerrufs kommt es auf den Eingang bei der 
Gemeindeverwaltung an. 
(4) Die Eintragungslisten sind bei der Gemeindeverwaltung im Original einzureichen; sie werden auch nach Abschluss des 
Verfahrens nicht zurückgegeben. Der Eingang der Listen wird mit Datum und Uhrzeit vermerkt.  
Der Antragsteller oder die vertretungsberechtigten Personen erhalten einen Empfangsnachweis. Die Gemeindeverwaltung prüft 
unverzüglich, wie viele Eintragungen gültig und ungültig sind und ob die Anzahl von Eintragungen erreicht wurde und legt 
dem Gemeinderat unverzüglich das Bürgerbegehren zur Entscheidung über die Zulässigkeit vor. Der Gemeinderat entscheidet 
innerhalb von acht Wochen nach Einreichung der Eintragungslisten. Weist die Gemeindeverwaltung das Bürgerbegehren als 
unzulässig zurück, erläßt sie einen förmlichen Bescheid, der mit entsprechender Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung dem 
Antragsteller und den weiteren vertretungsberechtigten Personen des Bürgerbegehrens unverzüglich zuzustellen ist. 
(5) Ist die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens festgestellt, wird das gestellte Begehren den Bürgern bei einem Bürgerentscheid 
zur Entscheidung in geheimer Abstimmung vorgelegt. Den Termin zur Abstimmung bestimmt die Rechtsaufsichtsbehörde im 
Benehmen mit der Gemeinde. Für die Abstimmung dürfen nur amtliche Stimmzettel verwendet werden. Diese müssen den 
Antrag im Wortlaut enthalten und so gestaltet sein, dass  der Antrag mit "Ja" oder "Nein" beantwortet werden kann. Die 
Stimme darf nur auf "Ja" oder "Nein" lauten. Der Abstimmende kennzeichnet durch ein Kreuz oder auf andere Weise auf dem 
Stimmzettel, ob er den gestellten Antrag mit "Ja" oder "Nein" beantworten will.  
(6) Der Bürgermeister leitet die Vorbereitung und Durchführung des Bürgerentscheids. Mit diesen Aufgaben kann auch ein 
Bediensteter der Gemeindeverwaltung beauftragt werden. 
(7) Zur Feststellung des Abstimmungsergebnisses bildet der Bürgermeister einen Ausschuss. Dieser Ausschuss besteht aus dem 
Bürgermeister als Vorsitzenden und vier weiteren von ihm bestellten Bürgern als Beisitzern. Im Übrigen sind für die Bildung 
von Stimmbezirken und von Abstimmungsvorständen die Bestimmungen des Thüringer Kommunalwahlgesetzes sinngemäß 
anzuwenden.  
(8) Die Entscheidungen ergehen kostenfrei.  
 
3.  § 5 erhält folgende Fassung: 

§ 5 
Einwohnerversammlung 

(1) Der Bürgermeister beruft mindestens einmal jährlich eine Einwohnerversammlung ein, um die Einwohner über wichtige 
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Gemeindeangelegenheiten, insbesondere über Planungen und Vorhaben der Gemeinde, die ihre strukturelle Entwicklung 
unmittelbar und nachhaltig beeinflussen oder über Angelegenheiten die mit erheblichen Auswirkungen für eine Vielzahl von 
Einwohnern verbunden sind, zu unterrichten und diese mit ihnen zu erörtern. Der Bürgermeister lädt spätestens eine Woche vor 
der Einwohnerversammlung unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung in ortsüblicher Weise öffentlich zur 
Einwohnerversammlung ein. 
(2) Dem Bürgermeister obliegt die Leitung der Einwohnerversammlung. Er hat im Rahmen der Erörterung den Einwohnern in 
ausreichenden Umfange Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Soweit dies erforderlich, kann der Bürgermeister zum Zweck der 
umfassenden Unterrichtung Bedienstete der Verwaltungsgemeinschaft  sowie Sachverständige hinzuziehen. 
(3) Die Einwohner können Anfragen in wichtigen Gemeindeangelegenheiten, die nicht von der Tagesordnung der 
Einwohnerversammlung erfasst sind, bis spätestens zwei Tage vor der Einwohnerversammlung bei der Gemeinde einreichen. 
Die Anfragen sollen vom Bürgermeister in der Einwohnerversammlung beantwortet werden. Ausnahmsweise kann der 
Bürgermeister Anfragen auch innerhalb einer Frist von drei Wochen schriftlich beantworten. 
 
4. § 11 erhält folgende Fassung: 

§ 11 
Entschädigungen 

(1) Die Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre ehrenamtliche Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen des 
Gemeinderats und seiner Ausschüsse als Entschädigung einen monatlichen Sockelbetrag von 10 € sowie ein Sitzungsgeld von 
15 € für die notwendige, nachgewiesene Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats oder eines Ausschusses, in dem sie 
Mitglied sind. Mehr als zwei Sitzungsgelder pro Tag dürfen nicht gezahlt werden. 
(2) Mitglieder des Gemeinderats, die Arbeiter oder Angestellte sind, haben außerdem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen 
Verdienstausfalls. Selbständig Tätige erhalten eine Pauschalentschädigung von 10 € je volle Stunde für den Verdienstausfall, 
der durch Zeitversäumnis in ihrer beruflichen Tätigkeit entstanden ist. Sonstige Mitglieder des Gemeinderats, die nicht 
erwerbstätig sind, jedoch einen Mehrpersonenhaushalt von mindestens drei Personen führen (§ 13 Abs. 1 Satz 4 ThürKO), 
erhalten eine Pauschalentschädigung von 
20 € je volle Stunde. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf Antrag sowie für höchstens 8 Stunden pro Tag 
und auch nur bis 19.00 Uhr gewährt. 
(3) Für eine notwendige auswärtige Tätigkeit werden Reisekosten nach dem Thüringer Reisekostengesetz gezahlt.  
(4) Für die Mitglieder des Ortschaftsrats und für ehrenamtlich Tätige, die nicht Mitglied des Gemeinderats sind, gelten die 
Regelungen hinsichtlich des Sitzungsgeldes, des Verdienstausfalls bzw. der Pauschalentschädigung und der Reisekosten (Abs. 
1,2 und 3) entsprechend. Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen und die Mitglieder 
des Wahlvorstandes bei der Durchführung der Wahlen am Wahltag sowie erforderlichenfalls für den folgenden Tag (§ 38 Abs. 
5 ThürKWO) je eine Entschädigung von 30,00 € (§ 34 Abs. 2 ThürKWG). 
(5) Die ehrenamtlichen Kommunalwahlbeamten erhalten die folgenden Aufwandsentschädigungen: 
a) der ehrenamtliche Bürgermeister   1090,00 €/Monat 
b) der ehrenamtliche Beigeordnete   272,50 €/Monat 
c) der Ortsbürgermeister des Ortsteils Nohra    242,50 €/Monat 
d) der Ortsbürgermeister des Ortsteils Obergrunstedt    242,50 €/Monat 
e) der Ortsbürgermeister des Ortsteils Ulla   432,50 €/Monat 
 
5. in § 12 wird folgender Absatz 5 neu angefügt: 
(5) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch Abs. 1 festgelegten Form infolge höherer Gewalt oder sonstiger 
unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so erfolgt die Bekanntmachung ersatzweise durch Anschlag in den Schaukästen  
in der Gemeinde Nohra:  am Gemeindeamt, Herrenstraße 34 
in der Gemeinde Obergrunstedt: am Gemeindeamt, Vor dem Rollgarten 48 
in der Gemeinde Ulla  am Gemeindeamt, Im Dorfe 37 und 
   im Wohnpark "Am Brachberg" 
Ist der Hinderungsgrund entfallen, wird die öffentliche Bekanntmachung nach Abs. 1 unverzüglich nachgeholt. 
 

§ 2 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Nohra, den 24.03.2004 
Gemeinde Nohra 

- Siegel - 
gez. Schiller 
Bürgermeister 


